
Aktuelle Rechtsprechung Einkommensteuer

Bei der Überprüfung von Vertrags-
formularen stellen wir immer wieder 
fest, dass etliche Klauseln von der 
Rechtsprechung überholt und damit 
unwirksam sind. Dies gilt nicht nur 
für Bauverträge, sondern auch für 
Allgemeine Einkaufs- oder Lieferbe-
dingungen. Worauf man bei der Er-
stellung von Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen achten muss, erläutert 
Ihnen unsere Kollegin  Octavia Her-
tel in einem Aufsatz auf Seite 3. Dort 

wird auch der Umgang mit dem be-
vorstehenden SEPA-Verfahren be-
schrieben.

Ansonsten kommentieren wir wieder 
für Sie die interessantesten bau-
rechtlichen Entscheidungen aus 
jüngster Zeit. Dabei haben wir uns 
auch mit dem Bauinsolvenzrecht 
(Seite 2) und dem Widerruf von Zu-
wendungen bei Vergaberechtsver-
stößen (Seite 4) befasst. Wir stellen 
unser Seminarangebot für das Win-
terhalbjahr 2013/2014 vor und be-
schließen den Newsletter mit einem 
Rückblick auf das von uns durchge-
führte WRD-Forum zum Thema 
„Verschärfte Mängelhaftung“ (S. 8)
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AGB - Alles Geht 
Bestens?

1. Für die Beurteilung der Frage, ob die 
Parteien eines Bauvertrags mit der we-
gen verzögerter Zuschlagserteilung im 
Vergabeverfahren verbundenen Ver-
schiebung des ursprünglichen Fertigstel-
lungstermins auch die Vertragsstrafenre-
gelung auf den neuen Termin erstreckt 
haben, kommt es auf die Umstände des 
Einzelfalls an. 
2. Für eine Fortgeltung der Vertragsstra-
fenvereinbarung spricht, wenn die Rege-
lung selbst terminneutral formuliert ist, 
und der neu vereinbarte Fertigstellungs-
termin zum Vertragsbestandteil gemacht 
wird. 
� OLG Naumburg, Urteil vom 14.03.2013  
� - 2 U 44/12 -

In dem vom OLG Naumburg entschiedenen 
Fall erhielt der Auftragnehmer im Vergabe-

verfahren den Zuschlag für die 
Ausführung von Straßenbauar-
beiten. Da es während des Verga-
beverfahrens zu Verzögerungen 
gekommen war, benannte der 
Auftraggeber als neue Ausfüh-
rungsfrist den Zeitraum vom 
17.10.2005 bis 03.03.2006. Zwi-
schen den Parteien wurde eine 
Vertragsstrafe gemäß § 11 VOB/B für jeden 
Werktag des Verzuges in Höhe von 0,1 % des 
Endbetrags der Abrechnungssumme vereinbart, 
insgesamt auf 5 % der Abrechnungssumme be-
grenzt. Während der Baudurchführung kam es 
zu einer witterungsbedingten Behinderung des 
Auftragnehmers in der Zeit vom 15.12.2005 bis 
26.03.2006. Die Parteien einigten sich darauf-
hin auf den 10.07.2006 als neuen Fertigstel-
lungstermin. Die tatsächliche Fertigstellung der 
Straßenbauarbeiten erfolgte jedoch erst zum 
19.08.2006. Mit der Klage begehrte der Auf-
tragnehmer Zahlung des Schlussrechnungsbe-
trages in Höhe von € 12.268,01. Der Auftragge-
ber hat diesen Betrag unter Verweis auf die Ver-
tragsstrafenregelung einbehalten.

Die Entscheidung des Gerichts
Das OLG Naumburg hat die Klage des Auf-

tragnehmers abgewiesen, da die Klageforde-
rung durch wirksame Aufrechnung mit dem 
Vertragsstrafenanspruch des Auftraggebers erlo-
schen sei. Das Gericht stellt zunächst fest, dass 
die Vertragsstrafenregelung wirksam vereinbart 
wurde, da sie nicht verschuldensunabhängig 
vereinbart worden sei und eine Obergrenze von 
5 % der Auftragssumme vorsehe. Das Gericht 
führt weiter aus, die Vertragsstrafenvereinba-
rung habe nach dem Willen der Parteien auch 
für den neuen Fertigstellungstermin gelten sol-
len. Da über eine Erstreckung der Vertragsstra-
fe auch auf den neu vereinbarten Fertigstel-
lungstermin zwischen den Parteien nicht aus-
drücklich gesprochen wurde, stellt das Gericht 
auf die Umstände des Einzelfalls ab. Hier seien 
zwei Punkte maßgeblich: Zunächst hätten die 
Parteien eine terminneutrale Vertragsstrafenre-

gelung getroffen, die gerade 
nicht an einen kalendermäßig 
bestimmbaren Fertigstellungs-
termin anknüpfe. Zudem sei 
durch die Vertragsparteien der 
neue Endfertigstellungstermin 
ausdrücklich zum Vertragsbe-
standteil gemacht worden. Dies 
rechtfertige die Annahme der 

Fortgeltung der Vertragsstrafe in diesem Fall.

Hinweis für die Praxis
Zwar hat das OLG Naumburg für den entschie-
denen Fall die Fortgeltung der Vertragsstrafe 
bejaht. Gleichwohl sollte der Auftraggeber stets 
darauf achten, in Bezug auf Vertragsstrafenver-
sprechen eine eindeutige Regelung zu treffen. 
Nicht selten verliert ein Vertragsstrafeverspre-
chen seine Wirksamkeit. Dies ist zum Beispiel 
der Fall, wenn die Vertragsstrafe an einen kalen-
dermäßig zu bestimmenden Termin anknüpft, 
der Auftragnehmer eine Bauzeitverzögerung je-
doch nicht zu vertreten hat.� 

Erstreckung der Vertragsstrafe 
auf neuen Fertigstellungstermin

Die Umstände 
des Einzelfalls 

sind 
entscheidend



Lösungsklauseln in Verträgen über die 
fortlaufende Lieferung von Waren oder 
Energie, die an den Insolvenzantrag oder 
die Insolvenzeröffnung anknüpfen, sind 
unwirksam. 
� BGH,  
.� Urteil vom 15.11.2012 - 9 ZR 169/11 -

In dem vom BGH zu entscheidenden Fall 
ging es um die Frage, ob das Vertragsverhält-

nis des Stromlieferanten mit dem Kunden au-
tomatisch beendet ist, wenn der Kunde in In-
solvenz fällt. Die streitgegenständliche Ver-
tragsklausel lautete: „Der Vertrag endet auch 
ohne Kündigung automatisch, wenn der Kun-
de einen Insolvenzantrag stellt oder aufgrund 
eines Gläubigerantrages das vorläufige Insol-
venzverfahren eingeleitet oder eröffnet wird“. 
Der Kunde, vertreten durch den Insolvenzver-
walter, vertrat die Auffassung, dass diese Klausel 
gegen § 119 Insolvenzordnung verstößt und da-
mit unwirksam ist. 

Die Entscheidung des Gerichts
Der Bundesgerichtshof gab dem 
Insolvenzverwalter Recht und 
stützte sich dabei ebenfalls auf 
§ 119 InsO. Danach sind Verein-
barungen, durch die im voraus 
das Wahlrecht des Insolvenzver-
walters gemäß § 103 InsO ausge-
schlossen oder beschränkt wird, 
unwirksam. Dieses Wahlrecht 
ermöglicht es dem Insolvenzverwalter, die wei-
tere Erfüllung eines gegenseitigen Vertrages zu 
verlangen, der zur Zeit der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens von den Parteien noch nicht 
oder nicht vollständig erfüllt ist. Mit Ausübung 
des Wahlrechts wird dem Insolvenzveralter die 
gesetzlich geschützte Möglichkeit eingeräumt, 
den Betrieb des insolventen Unternehmens 
einstweilen fortzuführen und damit die Masse 
sowie die vorhandenen Arbeitsplätze zu sichern. 
Dieses Ziel würde vereitelt, wenn sich die Ver-
tragspartner des Unternehmens aufgrund insol-
venzbedingter Lösungsklauseln ihrer laufenden 
vertraglichen Verpflichtungen entledigen kön-
nen. Dabei hält der BGH bereits solche Lö-

sungsklauseln für unzulässig, die nicht nur an 
die Eröffnung des Insolventverfahrens anknüp-
fen, sondern bereits an den zeitlich vorgelager-
ten Insolvenzantrag. Wenn man eine Ver-
tragsauflösung zu diesem Zeitpunkt zulassen 
würde, stünde der Insolvenzverwalter zum Zeit-
punkt der Eröffnung des Verfahrens gewisser-
maßen mit leeren Händen dar.

Hinweis für die Praxis
Diese Grundsatzentscheidung des BGH hat 
auch für das Bauvertragsrecht erhebliche Aus-
wirkungen. Denn die Vereinbarung von insol-
venzbedingten Lösungsklauseln gehört zum 
Standard in Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen. Vereinbaren die Parteien eines Bauver-
trages die Geltung der VOB/B, dann steht in 
diesem Falle die Kündigungsklausel des § 8 
Abs. 2 Nr. 1 auf dem Prüfstand. Danach kann 
der Auftraggeber den Vertrag kündigen, „wenn 
der Auftragnehmer seine Zahlungen einstellt, 
von ihm oder zulässigerweise vom Auftraggeber 
oder einem anderen Gläubiger das Insolvenz-
verfahren bzw. ein vergleichbares gesetzliches 

Verfahren beantragt ist, ein sol-
ches Verfahren eröffnet wird 
oder dessen Eröffnung mangels 
Masse abgelehnt wird“. Bereits 
vor der Entscheidung des BGH 
war im baurechtlichen Schrift-
tum umstritten, ob diese Klau-
sel im Hinblick auf § 119 InsO 
wirksam ist. Wir empfehlen 

schon seit längerer Zeit, die Kündigung des 
Auftragnehmers nicht alleine auf diesen Punkt 
zu stützen, sondern im Falle drohender Insol-
venz Kündigungsgründe wegen Leistungsstö-
rungen „herbeizuschreiben“. Nach der vorlie-
genden Grundsatzentscheidung des BGH sollte 
man auf Kündigungen gemäß § 8 Abs. 2 VOB/B 
gänzlich verzichten. Der Auftraggeber sollte 
vielmehr prüfen, inweiweit der Auftragnehmer 
mit der Leistungserbringung oder mit der Man-
gelbeseitigung aufgrund insolvenzbedingter 
Ausfallerscheinungen in Verzug ist. Kündi-
gungen aus diesen Gründen gemäß § 8 Abs. 3 
Nr. 1 i. V. m. § 4 Abs. 7 bzw. § 5 Abs. 4 VOB/B 
dürften weiterhin zulässig sein.	

Kündigungen wegen Insolvenz 
des AN künftig unwirksam

Wichtigste Entscheidungen
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Im Geschäftsverkehr zwischen Unter-
nehmern sind AGB kaum wegzudenken. Jeder 
Warenlieferant benötigt Lieferbedingungen, 
jedes größere Unternehmen benötigt beim Be-
zug von Waren Einkaufsbedingungen. 

Anders als bei AGB gegenüber Verbrau-
chern, begrenzt § 310 Abs. 1 die Anwendung 
einzelner Vorschriften des AGB-Rechts gegenü-
ber Unternehmern. Der Gesetzgeber geht bei 
Unternehmern von einem geringeren Schutz-
bedürfnis sowie von einer größeren Geschäfts-
gewandtheit und Erfahrung aus.

Die Unternehmer werden aber nicht schutz-
los gestellt. Im Rechtsverkehr zwischen zwei 
Unternehmern findet eine beschränkte Inhalts-
kontrolle anhand des allgemeinen Maßstabes 
des § 307 BGB statt. Es gilt: Fällt eine Klausel 
in AGB bei ihrer Verwendung gegenüber Ver-
brauchern unter eine Verbotsnorm der §§ 308, 
309 BGB, so ist dies ein Indiz dafür, dass sie 
auch im Falle der Verwendung gegenüber Un-
ternehmern zu einer unange-
messenen Benachteiligung ge-
mäß § 307 Abs. 1 BGB führt.

Auch bei AGB gegenüber 
Unternehmern bedarf es einer 
vertraglichen Einbeziehung. 
Ausreichend ist jedoch, wenn 
der Unternehmer in seinem An-
gebot und in seiner Auftragsbe-
stätigung darauf hinweist, dass die AGB auf der 
Internetpräsenz unter Nennung der Interneta-
dresse zur Einsicht veröffentlicht sind und he-
runtergeladen werden können. Es reicht die 
Möglichkeit der Kenntnisnahme, eine tatsäch-
liche Kenntnisnahme – wie bei Verbrauchern 
– ist nicht erforderlich. 

Bei der Überprüfung einer Vielzahl von Lie-
ferbedingungen sind uns immer wieder AGB-
widrige Klauseln aufgefallen. Eine häufige Feh-
lerquelle stellt der Haftungsausschluss des 
AGB-Verwenders dar. Oft wird jeglicher Scha-
densersatz pauschal ausgeschlossen. Das ist 
nicht zulässig. Eine umfassende Freizeichnung 
in AGB, nach der die Haftung des Klauselver-
wenders auch für Körper- und Gesundheits-
schäden und für sonstige Schäden auch bei gro-
bem Verschulden ausgeschlossen ist, ist nicht 
nur gegenüber Verbrauchern, sondern ebenso 

im Geschäftsverkehr zwischen Unternehmern 
wegen unangemessener Benachteiligung des 
Vertragspartners unwirksam.

Aber auch der Ausschluss von Gewährlei-
stungs- und Schadenersatzansprüchen bei ein-
facher Fahrlässigkeit ist nicht immer zulässig. 
Die Haftung für die Verletzung von sog. Kardi-
nalpflichten kann nicht ausgeschlossen werden. 
Dabei handelt es sich um wesentliche Vertrags-
pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Vertrags überhaupt erst er-
möglicht und auf deren Einhaltung der Ver-
tragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen 
darf. Kurz: Pflichten, mit denen die Durchfüh-
rung des Vertrags steht oder fällt.

Auch bei der Überprüfung von Allgemeinen 
Einkaufsbedingungen stoßen wir oft auf unzu-
lässige Klauseln. So ist beispielsweise die Klau-
sel „Für im Wege der Nachlieferung durch den 
Lieferanten neu gelieferte oder nachgebesserte 
Teile beginnt die Verjährungsfrist neu zu lau-
fen“ nach § 307 BGB unwirksam. Entschei-

dend ist hier der genaue Wort-
laut einer derartigen Klausel. 

Auch die Klausel „In drin-
genden Fällen sind wir auch be-
rechtigt, die Mängel auf Kosten 
des Lieferanten selbst zu beseiti-
gen, beseitigen zu lassen oder 
Ersatz zu beschaffen“ hält einer 
Inhaltskontrolle nach § 307 

BGB nicht stand. Eine Selbstvornahme ohne 
eine vorherige Fristsetzung zur Nacherfüllung 
widerspricht den gesetzlichen Regelungen und 
ist daher unwirksam.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
dass auch Unternehmer bei der Gestaltung von 
AGB zur Verwendung gegenüber anderen Un-
ternehmern keine freie Hand haben. Es gilt bei 
der Ausarbeitung von AGB im unternehme-
rischen Verkehr das Bedürfnis nach größerer 
Flexibilität und Gestaltungsfreiheit mit den ge-
setzlichen Anforderungen in Einklang zu brin-
gen.

Gerne erarbeiten wir gemeinsam mit Ihnen 
für Ihr Unternehmen maßgeschneiderte Allge-
meine Geschäftsbedingungen.� 

Autor: RAin Octavia Hertel

Beratung bei der Überprüfung 
und Gestaltung von AGB

aktuelles

Klausel muss 
Inhaltskontrolle 

nach § 307 BGB 
standhalten

Einführung des 
SEPA-Verfahrens im 
Zahlungsverkehr

Ab dem 01.02.2014 wird das SEPA-
Verfahren für Überweisungen und 
Lastschriften eingeführt. Das kann 
auch Auswirkungen auf eine AGB-
rechtliche Gestaltung haben.

Künftig werden bei Überweisungen und 
Lastschriften nicht mehr die Kontonum-
mer und die Bankleitzahl angegeben, 
sondern die IBAN und BIC. Für Euro-
Lastschrifteinzüge ist im Verkehr mit 
Geschäftskunden ausschließlich die 
SEPA-Firmenlastschrift zulässig und 
ähnelt dem bisherigen Abbuchungsauf-
tragsverfahren.
Rechtliche Legitimation für den Einzug 
von Lastschriften ist das Mandat. 
Weitere Voraussetzungen für das SE-
PA-Verfahren sind das Vorliegen einer 
Gläubiger-Identifikationsnummer und 
einer Mandatsreferenznummer (für 
Deutschland übernimmt die Bundes-
bank die Ausgabe der Gläubiger-ID in 
Abstimmung mit der Deutschen Kredit-
wirtschaft), eine Vorabinformation so-
wie die Einhaltung einer Vorlauffrist.
Dem Zahler ist spätestens 14 Kalen-
dertage vor dem Fälligkeitstag einer 
SEPA-Lastschrift eine formlose Vorab-
information (pre-notification) zuzulei-
ten, die den Lastschriftbetrag und den 
Fälligkeitstag enthält. Die Vorankündi-
gung muss zudem die Gläubiger-ID 
und die Mandantsreferenz enthalten.
Diese Frist kann jedoch durch individu-
alvertragliche Vereinbarung zwischen 
Zahlungsempfänger und Zahler, wie 
z. B. in AGB, in jede andere Frist, min-
destens jedoch in Zugang einen Tag 
vor Fälligkeit, verändert werden. Eine 
vertragliche Abbedingung der Voran-
kündigungspflicht ist nicht vorgesehen. 
Bei wiederkehrenden Leistungen mit 
gleichem Fälligkeitstermin und gleicher 
Betragshöhe reicht eine einmalige 
Vorabinformation. 
Gerne stehen wir Ihnen für Fragen zum 
SEPA-Verfahren zur Verfügung. Wir 
bieten auch eine Beratung bei der ent-
sprechenden Gestaltung der AGB an.

Aktuelles 



1. Zuwendungen der öffentlichen Hand 
werden regelmäßig mit einer Verpflichtung 
des Zuwendungsempfängers zur öffent-
lichen Ausschreibung der subventio-
nierten Bauleistungen verbunden, weil auf 
diesem Wege gewährleistet werden kann, 
dass bei der Verwendung der Zuwen-
dungen das haushaltsrechtliche Gebot der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit einge-
halten wird. 
2. Ein Verstoß gegen die Bestimmungen 
über die Vergabeart ist wegen der damit re-
gelmäßig verbundenen Gefährdung der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Re-
gelfall als schwerwiegend einzuordnen..  
� BVerwG Beschluss vom 13.02.2013 

Eine in privater Rechtsform gegründete 
Tochtergesellschaft der Stadtwerke erhielt 

im Jahr 1996 einen Zuschuss in Höhe von da-
mals 1.065.000,00 DM zur Errichtung einer 
Fernwärme-Übernahmestation mit Transport-
leistung. Nach den Vorgaben des Zuwendungs-
bescheides waren die „Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen für Zuwendungen zur Projektför-
derung“ des Landes Nordrhein-Westfalen zu 
beachten. Diese sahen für die Vergabe von Auf-
trägen u. a. die Beachtung der VOB/A bzw. 
VOL/A vor. Im Jahr 2005 stellten die Aufsichts-
behörden fest, dass die Zuwendungsempfänge-
rin insgesamt zwölf Aufträge im Wege der be-
schränkten Ausschreibung und weitere vier Auf-
träge im Wege der freihändigen Vergabe 
beauftragt hatte. Daraufhin 
wurde die Gesellschaft wegen 
Verstoßes gegen die Zuwen-
dungsbestimmungen zur Rück-
zahlung in Höhe von insgesamt 
€ 362.403,00 aufgefordert. Die 
von der Gesellschaft dagegen 
eingelegte Klage wurde vom zu-
ständigen Oberverwaltungsge-
richt zurückgewiesen. In dem daraufhin einge-
leiteten Revisionsverfahren vor dem BVerwG 
ging es um die Frage, ob sich die Vorgaben in 
den Zuwendungsbestimmungen, wonach die 
Wahl eines falschen Vergabeverfahrens als 
schwerer Verstoß im Regelfall zum Widerruf der 

Zuwendung führt, noch im Ermessensrahmen 
des § 49 VwVfG NRW halten. 

Die Entscheidung des Gerichts
Das BVerwG bejahte diese Frage und wies den 
Revisionsantrag zurück. Das Land habe in sei-
nen Zuwendungsbestimmungen einen zuläs-
sigen „Regelfall“ vorgegeben, wonach die Zu-
wendungsempfänger bei der Vergabe von Auf-
trägen die Bestimmungen der VOB/A bzw. 
VOL/A zu beachten haben. Dies betrifft insbe-
sondere die Wahl der öffentlichen Ausschrei-
bung als „Regelvergabeart“. Ihr 
Vorrang vor anderen Vergabear-
ten verfolgt den Zweck, einen 
möglichst breiten und transpa-
renten Wettbewerb zu schaffen 
und damit sicherzustellen, dass 
der im Sinne der Ausschreibung 
günstigste Anbieter den Zu-
schlag erhält. Ausgehend davon 
liegt es nahe, einen Verstoß gegen die Bestim-
mungen über die Vergabeart wegen der damit 
regelmäßig verbundenen Gefährdung des haus-
haltsrechtlichen Gebotes der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit im Regelfall als schwerwie-
gend einzuordnen. Zwar sind die erkennenden 
Gerichte nicht davon entbunden, auch die Ein-
zelumstände des Falles zu würdigen. Inwieweit 
dies ermessensfehlerhaft erfolgt ist, war vom 
BVerwG im Revisionsverfahren aber nicht zu 
prüfen.

Hinweis für die Praxis
Diese Entscheidung bestätigt 
die herrschende Rechtspre-
chung, wonach Fehler bei der 
Wahl der Vergabeart zu einem 
Widerruf öffentlicher Zuwen-
dungen führen können. So hat 
das VG Aachen in eine Ent-
scheidung vom 14.05.2013 

erst kürzlich bestätigt, dass die fehlerhafte 
Wahl der Vergabeart regelmäßig als schwer-
wiegender Verstoß gegen das zu beachtende 
Vergaberecht einzustufen ist, was zum Wi-
derruf der Zuwendung und Rückforderung 
der Fördermittel berechtigt. Auch das OVG 

Berlin-Brandenburg hat in einer Entscheidung 
vom 27.02.2013 festgehalten, dass eine Ver-
waltungspraxis, der zufolge eine Zuwendung 
wegen Vergabeverstößen abgelehnt wird, je-
denfalls dann nicht ermessensfehlerhaft ist, 
wenn die Verstöße geeignet sind, sich auf die 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Ver-
wendung der Zuwendung auszuwirken. In 
diesem Fall hatte das Land Brandenburg 
einem Auftraggeber die Gewähung der Zu-
wendungen für den Rückbau ehemals militä-
risch genutzter Anlagen verweigert, weil die-

ser die hierfür nötigen 
Leistungen vergaberechtswid-
rig ausgeschrieben hatte. Nach 
Auffassung des Gerichts war 
nicht auszuschließen, dass 
ohne diese Verstöße mögli-
cherweise günstigere Ange-
bote eingegangen wären. Da-
bei reichte bereits diese Ver-

muting aus, einen Beweis hierüber brauchte 
das Land nach der Entscheidung des Ge-
richts nicht zu führen!
Zuwendungsempfängern ist vor diesem Hin-
tergrund zu raten, bei der Vergabe von Aufträ-
gen die Vorgaben im Zuwendungsbescheid 
peinlich genau zu beachten. Wird hiervon ei-
ne Abweichung im Einzelfall beabsichtigt, 
sollte sich der Zuwendungsempfänger in je-
dem Fall hierüber mit der zuständigen Behör-
de verbindlich abstimmen. Ansonsten kann 
es – wie im vorliegenden Fall – auch sieben 
Jahre nach Empfang der Zuwendung immer 
noch zu einer Rückzahlung kommen!� 

Widerruf von Zuwendungen bei Vergabe-
rechtsverstößen des Zuwendungsempfängers

Wichtigste Entscheidungen

Rückzahlung 
kann auch Jahre 
später verlangt 

werden

Gebot der Wirt-
schaftlichkeit 

und Sparsamkeit 
ist zu beachten
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Typische Fragen und Probleme bei Ausschrei-
bung und Vergabe öffentlicher Bauaufträge

Datum: 06. März 2014       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Seminarunterlagen: Die Teilnehmer erhalten ein 

ausführliches Skript und eine Sammlung aktueller 

Gerichtsentscheidungen. Darüber hinaus liegen die 

wichtigsten Gesetzes- und Verordnungstexte in ak-

tueller Fassung vor (GWB, VgV, VOB/A etc.).“  

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Kompaktschulung Vergaberecht
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Aktuelle Rechtsprechung Einkommensteuer

Einkommensteuer: 
Anerkennung eines 
Arbeitsverhältnisses 
zwischen nahen 
Angehörigen
BFH, Urteil vom 17.07.2013 - X-R-32/12

Pressemitteilung Nr. 74/13

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Ur-
teil vom 17. Juli 2013 die Maßstäbe 
präzisiert, die für den steuermin-
dernden Abzug von Betriebsausgaben 
für die Vergütung von Arbeitsleistungen 
naher Angehöriger gelten.
Der Kläger betrieb als Einzelunterneh-
mer eine in den Streitjahren stetig 
wachsende Werbeagentur. Er schloss 
zunächst mit seinem in Frührente be-
findlichen Vater, später auch mit seiner 
Mutter einen Arbeitsvertrag ab. Die El-
tern sollten für den Kläger Bürohilfstä-
tigkeiten im Umfang von 10 bzw. 20 
Wochenstunden erbringen. Das Fi-
nanzamt versagte den Betriebsausga-
benabzug mit der Begründung, es 
seien keine Aufzeichnungen über die 
tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden 
geführt worden. Das Finanzgericht be-
stätigte diese Auffassung und führte 
aus, die Arbeitsverträge seien nicht 
entsprechend der Vereinbarung durch-
geführt worden, weil beide Elternteile 
tatsächlich mehr als die vertraglich 
festgelegten Wochenstunden gearbei-
tet hätten. Darauf hätten sich fremde 
Arbeitnehmer nicht eingelassen.
Dem ist der BFH nicht gefolgt. Ob ein 
Vertrag zwischen nahen Angehörigen 
steuerlich anzuerkennen ist, wird an-
hand eines Fremdvergleichs beurteilt. 
Dabei hängt die Intensität der Prüfung 
auch vom Anlass des Vertrags-
schlusses ab. Hätte der Steuerpflichti-
ge im Falle der Nichtbeschäftigung sei-
nes Angehörigen einen fremden Dritten 
einstellen müssen, ist der Fremdver-
gleich weniger strikt durchzuführen.
Vor allem aber ist der Umstand, dass 
beide Elternteile „unbezahlte Mehrar-
beit“ geleistet haben, für die steuer-
rechtliche Beurteilung nicht von we-
sentlicher Bedeutung. � 

Aktuelles 

1. Aufwendungen, die dem Gesellschaf-
ter einer Kapitalgesellschaft durch die 
Nutzungsüberlassung eines Wirtschafts-
guts an die Gesellschaft entstehen, sind 
nicht vorrangig durch die Beteiligungs-, 
sondern durch die Miet- und Pachtein-
künfte veranlasst und daher ungeachtet 
des § 3 c Abs. 2 EStG (Einkommensteu-
ergesetz) in vollem Umfang abziehbar, 
wenn die Nutzungsüberlassung zu Kon-
ditionen erfolgt, die einem Fremdver-
gleich standhalten.  
2. Bei einem Verzicht auf 
vertraglich vereinbarte 
Pachtzahlungen steht § 3 c 
Abs. 2 EStG der Abziehbar-
keit der durch die Nutzungs-
überlassung entstehenden 
Aufwendungen nur entge-
gen, wenn der Verzicht 
durch das Gesellschaftsver-
hältnis veranlasst ist und daher einem 
Fremdvergleich nicht standhält.  
3. Auch wenn grundsätzlich das Finanz-
amt die Feststellungslast für das Vorlie-
gen der Voraussetzungen des § 3 c 
Abs. 2 EStG trägt, ist der Steuerpflichtige 
unter dem Gesichtspunkt des Fremdver-
gleichs jedenfalls bei einem Pachtver-
zicht, der endgültig und nicht lediglich 
für einen kurzen Zeitraum ausgespro-
chen wird, gehalten, dem Finanzamt ein 
Mindestmaß an substantiierten Darle-
gungen sowohl zur regionalen Marktlage 
im Bereich der Gewerbeimmobilien als 
auch zu seiner Einschätzung der wirt-
schaftlichen Zukunftsaussichten der 
Pächterin zu unterbreiten. 
� Bundesfinanzhof (BFH), Urteil vom 17.07.2013  
� - X R 17/11 -1

Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, 
ob bei einem Verzicht auf Pachteinnah-

men Grundstücksaufwendungen im Rahmen 
einer Betriebsaufspaltung nur zum Teil als Be-
triebsausgaben abgezogen werden dürfen. Hin-
tergrund ist insbesondere die gesetzliche Rege-
lung, wonach Betriebsausgaben, die mit zum 

Teil steuerfreien Einnahmen (z. B. Gewinnaus-
schüttungen) zusammenhängen, nicht vollum-
fänglich abziehbar sind (§ 3 Nr. 40 EStG). 
Maßgeblich sei, so der BFH, ob die Betriebs-
ausgaben in wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit den Beteiligungserträgen aus der Betriebs-
GmbH oder allein in Zusammenhang mit den 
Pachteinnahmen stehen. 
Damit folgt der BFH dem Urteil vom 28.2.2013 
(IV R 49/11), in dem bereits deutlich gemacht 
wurde, dass das Abzugsverbot nicht für Ausga-
ben gilt, die sich auf die Substanz der überlas-

senen Wirtschaftsgüter (Ab-
schreibungen und Erhaltungs-
aufwendungen) beziehen. So-
weit Wertsteigerungen der 
Wirtschaftsgüter der vollen Be-
steuerung unterliegen, müssen 
die der Substanzerhaltung ge-
schuldeten Betriebsausgaben 
voll abzugsfähig sein. 

Wirtschaftliche Veranlassung
Bei anderen Betriebsausgaben (z. B. Zinsen) 
soll es für die Anwendung des Teilabzugsverbots 
darauf ankommen, wodurch die Ausgabe pri-
mär veranlasst ist: Durch die Erzielung von Be-
teiligungseinkünften im Teileinkünfteverfahren 
oder aber von voll steuerpflichtigen Betriebsge-
winn. Es ist also zu ermitteln, ob der Pachtver-
zicht aus gesellschaftsrechtlichen oder anderen 
vorzugsweise wirtschaftlichen Gründen veran-
lasst ist. Nur wenn letztere vorliegen, ist ein un-
gekürzter Abzug der Aufwendungen zulässig. 
Da der Steuerpflichtige die Beweislast für ihn 
begünstigende Tatbestände trägt, gilt dies auch 
für den Betriebsausgabenabzug. 
Davon abzugrenzen ist eine Nutzungsüberlas-
sung zu fremdüblichen Konditionen. In diesen 
Fällen kommt es nicht zum Abzugsverbot.

Hinweis für die Praxis
Dokumentieren Sie die wirtschaftliche Not-
wendigkeit eines (temporären) Pachtverzichts, 
um den vollen Abzug von Betriebsausgaben zu 
gewährleisten.� 

Teilabzugsverbot für laufende 
Kosten bei Pachtverzicht

Fortentwicklung 
der 

Rechtsprechung



1. Sendet der Auftraggeber einen mit dem 
Bauvorhaben befassten und sachkun-
digen Mitarbeiter zu Verhandlungen auf 
die Baustelle, darf dieser als bevollmäch-
tigter Vertreter des Auftraggebers angese-
hen werden. 
2. Auch bei Vereinbarung einer förmlichen 
Abnahme reicht es für die Fälligkeit des 
Werklohnanspruchs aus, wenn die Lei-
stung abnahmereif ist.   
� OLG München, Urteil vom 24.05.2011

Der Auftraggeber hatte das klagende Bau-
unternehmen mit der Durchführung von 

Werkleistungen an einem Bauvorhaben in 
München beauftragt. Aufgrund von zusätz-
lichen Leistungen und Änderungen kam es im 
Rahmen der Baudurchführung zur Beauftra-
gung diverser Nachträge. Ein Großteil dieser 
Nachträge wurde von dem Ge-
samtprojektleiter in Auftrag ge-
geben. Teilweise erfolgte die Be-
auftragung aber auch durch den 
von dem Auftraggeber einge-
setzten Fachbauleiter. Zwar war 
dieser für die Klärung von tech-
nischen Einzelheiten und täg-
lichen Notwendigkeiten auf der 
Baustelle zuständig und prüfte und verhandelte 
auch die vom Auftragnehmer vorgelegten An-
gebote. Zur Beauftragung von Nachträgen be-
saß er jedoch keine Vollmacht. Die endgültige 
Beauftragung erfolgte durch Gegenzeichnung 
der jeweils bevollmächtigten Mitarbeiter des 
Bauherrn. Nach Kündigung des Bauauftrages 
wurde eine förmliche Abnahme durch die Par-
teieen nicht durchgeführt. Der Auftragnehmer 
legte Rechnung über die von ihm erbrachten 
Werkleistungen aus dem Hauptvertrag sowie 
über die ausgeführten Nachträge und verlangte 
vom Bauherrn Zahlung der Schlussrechnungs-
summe.

DIE ENTSCHEIDUNG DES GERICHTS
Das OLG München hat den Bauherrn zur Zah-
lung des Werklohnanspruchs des Bauunterneh-
mers verurteilt. Zur Begründung führt das Ge-

richt zunächst aus, dass zwar eine förmliche Ab-
nahme vereinbart war, für die Fälligkeit des Werk-
lohnanspruchs jedoch alternativ zur Abnahme 
auch die Abnahmereife genüge. Da die Leistung 
des Bauunterrehmers zum Zeitpunkt der Abrech-
nung abnahmereif fertiggestellt war, sei der Werk-
lohnanspruch fällig. Das OLG München geht 
weiter davon aus, dass auch die durch den Fach-
bauleiter des Bauherrn beauftragten Nachträge 
wirksam beauftragt wurden. Da dieser hauptsäch-
licher Ansprech- und Verhandlungspartner für das 
Bauunternehmen war und zahlreiche Nachträge 
unter großem Zeitdruck abgewickelt werden 
mussten, habe der Bauherr hier den Rechtsschein 
einer Bevollmächtigung des Fachbauleiters ge-
schaffen. Schließlich habe dieser 90 % der Nach-
träge mit dem Bauunternehmen verhandelt. Das 
Gericht führt hierzu aus: „Wer einen mit der Sa-
che befassten und sachkundigen Mitarbeiter zu 

Verhandlungen auf die Baustelle 
schickt, erzeugt regelmäßig einen 
solchen Anschein (...).“ Die inter-
ne Regelung, dass nur der Ge-
samtprojektleiter des Bauherrn 
wirksam Nachträge beauftragen 
konnte, war für den Bauunter-
nehmer dagegen nicht ersicht-
lich. 

HINWEIS FÜR DIE PRAXIS
Das Urteil wird den Bedürfnissen der Praxis 
nach einer schnellen Abwicklung von Nachträ-
gen gerecht, denn nicht selten muss mit der 
Ausführung der Nachtragsleistungen vor 
schriftlicher Beauftragung begonnen werden.
Die Rechtsprechung stellt jedoch regelmäßig 
hohe Anforderungen an das Vorliegen einer 
Duldungs- oder Anscheinsvollmacht, was für 
den Auftragnehmer im Streitfall mit erheb-
lichen finanziellen Einbußen verbunden sein 
kann. In der Praxis empfiehlt es sich daher, die 
vertraglichen Regelungen zur Beauftragung von 
Nachträgen genau zu prüfen und dieses Regle-
ment einzuhalten.

Zur Wirksamkeit von Nach-
trägen bei Anscheinsvollmacht 
des Fachbauleiters 

wichtige Entscheidungen

Anscheinsvoll-
macht durch 

Verhandlungs-
befugnis 

begründet

Eigenüberschrift: 
Eignungsnachweis in 
Bezug auf Baugeräte
Zum Eignungsnachweis bei öffent-
lichen Ausschreibungen gehört in 
der Regel auch die Pflicht des Auf-
tragnehmers, zum Beleg seiner Lei-
stungsfähigkeit auch das Vorhan-
densein der erforderlichen 
Baugeräte zu belegen. Diese stehen 
den Bietern zum Zeitpunkt der Aus-
schreibung nicht immer in erforder-
lichem Maße zur Verfügung. Nach 
zwei aktuellen Entscheidungen kön-
nen die Bieter hier Erleichterungen 
in Anspruch nehmen. Wird für die 
Leistungserbringung spezielles Ge-
rät verlangt, so ist es nach einer 
Entscheidung des OLG München 
ausreichend, wenn der Bieter durch 
Eigenerklärung versichert zu Leis-
tungsbeginn über eine entspre-
chende Maschine zu verfügen, es 
sei denn, die Vergabeunterlagen 
verlangen ausdrücklich, dass die 
Gerätschaften bereits bei Angebots-
abgabe vorhanden sein müssen 
(Beschluss vom 17.01.2013). Nach 
einer Entscheidung des OLG Saar-
brücken (02.04.2013) reicht eine Er-
klärung aus, wonach der Bieter zur 
Durchführung der Arbeiten auf die 
Ressourcen seines Mutterkonzernes 
und auf sämtliche zur Ausführung 
der Arbeiten notwendigen Geräte 
zugreifen kann. Denn die Nutzung 
von Maschinen des Mutterkon-
zernes stellt keinen gesondert an-
zeigepflichtigen Nachunterneh-
mereinsatz dar. 

Werden in Ausschreibungen Anfor-
derungen an den Geräteeinsatz ge-
stellt, sollte der Bieter daher gründ-
lich prüfen, ob er deren 
Vorhandensein zum Zeitpunkt der 
Ausführung versprechen kann oder 
ob er für den Fall, dass der Nach-
weis bereits zur Angebotsabgabe zu 
erbringen ist, auf Ressourcen auf 
von mit ihm verbundenen Unterneh-
men zurückgreifen kann.

Aktuelles
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Veranstaltungen, auf denen Be-
rufsträger unserer Kanzlei im 
nächsten Quartal als Referenten 
auftreten

Störungen im Bauablauf
Referent: Bernd Kimmich
Termin/Ort: Leipzig, 04.11.2013
Vertanstalter: AHL 
Akademie Hermann Leipzig

Gestörter Bauablauf aus baube-
trieblicher und baurechtlicher 
Sicht
Referent: Bernd Kimmich
Termin/Ort: Berlin, 05.11.2013
Vertanstalter: IBR-Seminare

Privates Baurecht im 
Eisenbahnwesen
Referent: Hendrik Bach
Termin/Ort: 
Wuppertal, 07.11.2013
Veranstalter: TAW Akademie

Öffentliches Baurecht für
Eisenbahningenieure
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: Berlin, 11./12.11.2013
Veranstalter: TAW Akademie

Rechtsgrundlagen de Video-
überwachung
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: Fulda, 14.11.2013
Veranstalter: BHE-Akademie

Termine
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Auch im 4. Quartal 2013 und 1. Quartal 2014 
führen wir wieder baurechtliche Schulungen 
für Sie durch. Nähere Einzelheiten zu den an-
gebotenen Schulungen entnehmen Sie bitte un-
serer Internetseite www.bauleiterschulung.de. 
Dort können Sie sich auch anmelden. Für in-
haltliche Rückfragen stehen Ihnen die jewei-
ligen Referenten in unserem Berliner Büro ger-
ne zur Verfügung. Sollten Sie Interesse an einer 
Inhouse-Schulung haben, wenden Sie sich bitte 
an unsere zuständige Mitarbeiterin, Frau Goltz 
(030 278707).

Seminarangebot 2013/2014
www.bauleiterschulung.de

Die komplette VOB/B an zwei Tagen - unser 
meistgebuchtes Seminar

Datum: 14./15. November 2013      Dauer: 2 Tage

Referent: RA Bernd Kimmich, 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 480,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauleiterschulung: 
Die VOB/B in der Praxis (Hamburg)

Kaufmännische Bestätigungsschreiben, Los-
lösung vom  Pauschalpreis, Leistungsverwei-
gerung bei streitigen Nachträgen, Wirksamkeit 
vertraglicher Klauseln, Abwehr der Vertrags-
strafe, Beweislastumkehr beim Aufmaß und 
mehr

Datum: 07. November 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: umfangreiches Skript 

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

20 Tipps und Tricks für  
auftragnehmer

WRD-Unternehmergespräche
Recht + Steuern 

am 21.11.2013 in Berlin
zum Thema: 
Erbfolge und Testamentsgestaltung 

Einladung folgt gesondert!

Ankündigung

Vertrags- und Ausführungsfristen/Konse-
quenzen des Leistungsverzuges/Rechtsfolgen 
aus Behinderungen/Anforderungen an die Doku-
mentation zur Geltendmachung von Mehrkosten/
Voraussetzungen für die Durchführung von Be-
schleunigungen

Datum: 02. Dezember 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Bernd Kimmich

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauzeit, behinderung und  
dokumentation

Die komplette VOB/B an zwei Tagen - unser 
meistgebuchtes Seminar

Datum: 16./17. Januar 2014      Dauer: 2 Tage

Referent: RA Bernd Kimmich, RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 480,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauleiterschulung: 
Die VOB/B in der Praxis (berlin)

Rechtssicherheit bei der kaufmännischen Ab-
wicklung von Bauvorhaben (Vertragstypen und 
Risikoverteilung, Vertragsabschluss, Nachträge, 
Stundenlohnarbeiten, Behinderungen, Abrech-
nung und Zahlung, Sicherheiten für Auftragneh-
mer und -geber)

Datum: 21. Februar 2014       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

VOB für kaufleute

Basiswissen bei der Dokumentation des Bauab-
laufes (Nachträge, Behinderungen, Stundenlohn-
arbeiten, Abnahme und Mängel, Aufmaß und Ab-
rechnung)

Datum: 22. November 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

VOB für poliere

Rechtssicherheit bei der Betreuung von Bauvor-
haben 

Datum: 17. Januar 2014      Dauer: 1 Tag

Referent: RA Hendrik Bach, 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“  

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Baurecht für architekten und  
ingenieure



Das von unserer Kanzlei veranstaltete Fo-
rum zur Mängelhaftung war ein voller 

Erfolg. Rund 100 Teilnehmer waren gekom-
men, um sich über die Entwicklungen in Recht-
sprechung und Praxis zum funktionalen Man-
gelbegriff, zur Tauglichkeit von DIN-Normen 
als allgemein anerkannte Regeln der Technik 
und zum merkantilen Minderwert zu informie-
ren.

Unter der Moderation von RA Dr. Dieckert 
ging es zunächst um den funktionalen Mangel-
begriff und die hierzu provokant aufgeworfene 
Frage, ob die von der Rechtsprechung ange-
nommene stillschweigende Vereinbarung einer 
umfassenden Funktionstauglichkeit eine juri-
stische Fiktion ist. Hierzu erläuterte Prof. Ste-
fan Leupertz, der bis Ende letzten Jahres dem 
für das Baurecht zuständigen VII. Zivilsenat 
angehörte, die Beweggründe der letzten BGH-
Entscheidungen und seine persönliche Auffas-
sung zu dieser Rechtsentwicklung. Eine juri-
stisch “Gegenrede” hielt dann unser Kollege RA 
Bach, bevor Herr Prof. Bötzel (Vorstand DU-
Diederichs) eine lebhafte Diskussion mit Bei-
spielen aus der Praxis einleitete. Dabei machte 
er deutlich, dass die Frage, was an Bausoll  
- 

Das gut gefüllte Auditorium  
 
geschuldet ist von Juristen und Sachverstän-
digen häufig unterschiedlich beantwortet wird. 
Insofern sollten Planer größte Sorgfalt bei der 
Beschreibung der Leistung und Bauunterneh-
mer bei der Auslegung derselben walten lassen, 
wobei letzteren die frühe Klärung von Zwei-
felsfragen, ggf. durch Hinweise und/oder Be-

denkenanzeigen zu raten ist.

Sodann stand der sog. merkantile Minder-
wert von Gebäuden im Mittelgrund, die auf-
grund des “Makels” einer zuvor durchgeführten 
Mangelbeseitigung möglicherweise an Wert 
verlieren. Wie man dies berechnet und was die 
Voraussetzungen eines entsprechenden An-
spruches sind, legte Robert R. Vogel (Gebäu-
desachverständiger und langjähriger Präsident 
des Bundesverbandes öffentlich bestellter und 
vereidigter sowie qualifizierter Sachverständiger  

Prof. Leupertz beim Vortrag
 
e. V.) in seinem Kurzreferat anschaulich dar.  
Dabei machte er deutlich, dass die anzuneh-
mende Wertminderung in dem Maße ab-
nimmt, je mehr Zeit seit der Mangelbeseitigung 
verstrichen ist. Unser Kollege RA Kimmich 
stellte daraufhin die Frage, wie mit Fällen zu 
verfahren sei, in denen sich die angenommene 
Wertminderung später (etwa im Fall eines Ver-
kaufs des Objekts) gar nicht realisieren würde. 
In der anschließenden Diskussion zwischen 
Teilnehmern und Podium wurde deutlich, dass 
hier möglicherweise ein Umdenken in der 
Rechtsprechung ansteht.

Schließlich wurde die Frage diskutiert, ob 
angesichts der heutigen Normenflut immer 
noch die von der Rechtsprechung aufgestellte 
Vermutung gilt, dass DIN-Normen anerkann-
te Regeln der Technik (aRdT) darstellen. Dem 
widersprach Herr Dipl.-Ing. Heide (Zen-
tralverband des Deutschen Baugewerbes), der 
über die aktuelle Entwicklung im Bereich der 

Baunormung berichtete und hierzu Initiativen 
seines Verbandes darstellte. Danach sollte man 
sich auf einen Kernbestand von Regeln konzen-
trieren, die nicht nur wissenschaftlich aner-
kannt sind, sondern sich in der Praxis nachhal-
tig bewährt haben.

Im Anschluss daran nahm Herr Dipl.-Jur. 
Mikosch (Unit Versicherungsmakler GmbH) 
zur gesamtschuldnerischen Haftung bei der 
Nichteinhaltung der aRdT aus Sicht der Be-
rufshaftpflichtversicherungen Stellung und 
legte die Schwierigkeiten dar, die heute für je-
den Architekten und Ingenieur bei der Suche 
nach auskömmlichen Versicherungsschutz be-
stehen. Danach machen Versicherungsgesell-
schaften immer häufiger davon Gebrauch, sich  
nach den Regelung von Versicherungsfällen aus 
den Verträgen aufgrund der befürchteten „Wie-
derholungsgefahr“ zu verabschieden.

Alle Referenten standen den Teilnehmern 
sowohl auf dem Podium als auch in den Pausen 
als Gesprächspartner zur Verfügung. Dabei 
führte die Zusammensetzung des Publikums 
aus Bauunternehmern, Architekten und Inge-
nieuren sowie Sachverständigen und Bauju-
risten zu lebhaften und qualifizierten Diskussi-
onen. Die Veranstaltung nahm dann gegen 
18.30 Uhr bei frisch gezapften Bier und Lau-
gengebäck einen geselligen Ausklang. � 

Autor: RA Dr. Ulrich Dieckert

Unsere Kolleginnen Hertel und Friedrich sowie Kollege 
Dr. Overbuschmann

WRD-Forum am 24.09.2013 zum Thema 
“Verschärfte Mängelhaftung”

Rubrikentitel

Seite 8� Nummer 4 | Oktober 2013


